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Friedhofsqebührenordnuna (FGO 

für den Friedhof
der Ev.-Iuth. Kirchengemeinde Bodenwerder in Bodenwerder.

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und §
30 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-Iuth. Kirchengemeinde
Bodenwerder für den Friedhof in Bodenwerder am 17.10.2016 folgende
Friedhofsgebührenordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6
aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser
Gebührenordnung erhoben.

§2
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung
beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat,

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat,

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet.

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen
wird,

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§3
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung
des Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der
Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der
Grabstätte.

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der
Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung.

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der
Verwaltungshandlung.
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§4
Festsetzung und Fälligkeit

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schrif lichen Bescheid. Die Gebühren sind
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen
verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine
entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist.

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

§ 5
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten
rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch 50
Euro teilbaren Betrag.

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den
Gebührenschuldner oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten.

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen.

§ 6
Gebührentarif

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten:

1. Reihengrabstätte:
Für 30 Jahre : 600 €

für Kinder bis 5 Jahre 300 €
2. Wahlgrabstätte:

Für 30 Jahre - je Grabstelle- : 900 €

3. Weitere Grabstätten
a) Einzelgrabstätte unter dem grünen Rasen 1.200 €
b) Urnengrabstätten unter dem grünen Rasen 600 €

4. c) Urnengrabstätten am Rosenbeet 1.200 €
d) Urnengrabstätten am Ruhebaum 1.000 €

5. Urnenreihengrabstätte:
Für 20  ahre: 500 €

6. Urnenwahlgrabstätte:

Für 20 Jahre - je Grabstelle - : 700 €
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7. Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahl¬
grabstätte gemäß § 11 Absatz 6 der Friedhofsordnung:

a. eine Gebühr gemäß Nummer 6 zur Anpassung an die neue Ruhezeit und

b. eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2.

7. Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung von Nutzungsrechten (ge  .
§ 13 Absatz 2 FO) ist für jedes Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30 bzw.
1/20 (einzusetzen ist die Jahreszahl aus Nummern 2 oder 4) der Gebühren nach Nummern
2 und 4 zu entrichten.

Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen
Kalenderjahren möglich.

Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes
wird für die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben.

II. Gebühren für die Bestattung:

Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der Kränze und der überflüssigen
Erde und die Abfallbeseitigung während der gesamten Ruhezeit:

1. für eine Erdbestattung
a) 80-120 cm: 320 €
b) ab 120 cm : 600 €

2. für eine Urnenbestattung: 300 €

III. Gebühren für die vorzeitige Einebnung

Gemäß § 19 der Friedhofsordnung:

1. eines Einzelgrabes, je Jahr 25 €
2. eines Wahlgrabes mit zwei Stellen, je Jahr 50 €
3. eines Urneneinzelgrabes, je Jahr 15 €
4. eines Urnenwahlgrabes mit zwei Stellen, je Jahr 20 €

IV. Verwaltungsgebühren:

1. Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines stehenden Grabmals einschließlich

Standsicherheitsprüfung 80 €

laufende Überprüfung der Standsicherheit eines Grabmals für die
Verlängerung des Nutzungsrechtes, für jedes Jahr der Verlängerung eine Gebühr anlog
§ 6 Nr. 7 (1/30 bzw.1/20 von 80 €)

2. Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines liegenden Grabmals 40 €

3. Prüfung der Anzeige bei Veränderung eines Grabmales oder der Ergänzung
von Inschriften 20 €
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IV. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer / Friedhofskapelle:

1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer
je Sarg pro Tag: 50 €

2. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle
je Trauerfeier: 100 €

§7

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der Friedhofsverwaltung
nach dem jeweiligen Aufwand berechnet.

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebührenordnung
in der Fassung vom 21.03.2011 außer Kraft.

Bodenwerder, den 07.12.2016

Der Kirchenvorstand:

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5,
Absätze 2 und 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

§8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Vorsitzende:

Kirchenvorsteher:

Holzminden, den

Der Kirchenkreisvorstand:

Amtsblatt Nr. 24 vom 28.12.2016                                    - 514 - 



Hauptsatzung des Landkreises Holzminden

Aufgrund des § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)1
hat der Kreistag des Landkreises Holzminden in seiner Sitzung am 09.12.2016 folgende

Hauptsatzung beschlossen:

§1
Name und Sitz

Der Landkreis führt den Namen Landkreis Holzminden. Er hat seinen Sitz in
Holzminden.

§2
Wappen, Flagge und Dienstsiegel

(1) Das Wappen des Landkreises zeigt einen Schild, der auf blauem Grund über
silbernem Querbach einen heraldisch nach rechts grimmenden, silbernen,
goldbewehrten und gekrönten, rotbezungten Löwän (Eversteinischen Lewen) zeigt.

(2) Die Flagge des Landkreises zeigt die Farben blau-weiß untereinander angeordnet.

(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Landkreis Holzminden".

§3
Abweichende Zuständigkeiten

Der Beschlussfassung des Kreistages bedürfen nicht

a) Rechtsgeschäftei. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die
Höhe VDn 75.000 Euro nicht übersteigt;

b) Rechtsgeschäftei. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die
Höhe von 75.000 Euro nicht übersteigt;

c) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe  on
5.000 Euro nicht übersteigt.

1 NKomVG  om 17.12.2010(Nds. GVBI. S.576), Artikel 1  es Gesetzes vom 26.10.2016 (Nds. GVBI. S.226)
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§4
Übertragung von Zuständigkeiten des Kreistages

auf den Kreisausschuss

2

Gemäß § 107 Abs. 4 S. 1 NKomVG wird dem Kreisausschuss die Entscheidung über
Ernennungen und Versetzungen in den Ruhestand \jon Beamtinnen und Beamten bis
zur Besoldungsgruppe A 10 übertragen.

§5
Vorsitz und Zusammensetzung des Kreisausschusses

(1) Der Kreisausschuss setzt sich zusammen aus

1. der Hauptverwaltungsbeamtin/dem Hauptverwaltungsbeamten,

2. Abgeordneten mit Stimmrecht (Beigeordnete) und

3. Abgeordneten mit beratender Stimme (§ 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG).

(2) Den Vorsitz führt die Haupt erwaltungsbeamtin/ der Haupt erwaltungsbeamte.

§6
Anregungen und Beschwerden

(1) Sind Anregungen und Beschwerden i. S. d. § 34 NKomVG (Antrag) vxi mehr als
fünf Personen unterzeichnet, so ist VDn den Antragstellern eine Person zu benen¬
nen, die berechtigt ist, sie zu vertreten.

(2) Die Landrätin/der Landrat kann der Antragstellerin/dem Antragsteller aufgeben, den
Antrag in der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl einzu¬
reichen. Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen
Unterlagen ausgesetzt werden.

(3) Anträge, die nicht Angelegenheiten des Landkreises Holzminden betreffen, sind
ohne Beratung  on der Landrätin/ vom Landrat unter Angabe der zuständigen Stelle
zurückzugeben. Eingaben, die vveder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt
haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Ansichten usw.), sind ebenfalls ohne Beratung
zurückzugeben.
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3

(4) Für die Prüfung \on Anregungen und die Erledigung \ i Beschwerden ist der
Kreisausschuss zuständig, es sei denn, sie betreffen Angelegenheiten, für die der
Kreistag ausschließlich gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG zuständig ist. Zur Vorberei¬
tung der Erledigung können der Kreistag bz . der Kreisausschuss Anträge zur Mit¬
beratung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.

(5) Von einer Beratung eines Antrages soll abgesehen werden, v\enn sein Inhalt einen
Straftatbestand erfüllt oder \ enn er gegenüber bereits erledigter Anträge kein neu¬
es Sachvorbringen enthält Eine Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden,
wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen
Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens ist.

(6) Die Landrätin/der Landrat unterrichtet die Antragstellerin/den Antragsteller, wie der
Antrag behandelt wurde.

§7
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen, Verordnungen, die Erteilung w>n Genehmigungen für den Flächen¬
n tzungsplan sowie öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises nach dem
Niedersächsischen KommunaK rfassungsgesetz werden - soweit durch Rechts¬
vorschrift nichts anderes bestimmt ist - im Internet unter der Adresse
www.landkreis-holzminden.de verkündet bzw. bekannt gemacht. Auf die Bereit-
stelung im Internet unter Angabe des Bereitstellungstages und auf die Internet¬
adresse wird in den Tageszeitungen „Täglicher Anzeiger Hobminden", „Deister-
Weserzeitung  und „Alfelder Zfeitung  nachrichtlich hingewiesen.

(2) Ortsübliche Bekanntmachungen werden in den Tageszeitungen "Täglichen Anzei¬
ger Hotzminden", "Deister- und Weserzeitung" und "Alfelder Zeitung" bekannt ge¬
macht bzw.  erkündet Darüber hinaus wird der Inhalt zusätzlich auf der Internetsei¬
te des Landkreises Holzminden (www.landkreis-holzminden.de) veröffentlicht. Dies
wird dadurch bewirkt, dass der Inhalt der Bekanntmachung auf der Internetseite des
Landkreises (w w.landkreis-holzminden.de) zugänglich gemacht wird.

(3) Bezieht sich die Bekanntmachung auf zur Einsicht auszulegende Unterlagen, wer¬
den auch diese, soweit technisch möglich, neben der Auslegung in der Behörde
über das Internet zugänglich gemacht werden.
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§8
Inkrafttreten

4

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Hauptsatzung vom 12.12.2011 außer Kraft.

Holzminden, den 23.12.2016

LANDKREIS HOLZMINDEN

Angela Schürzeberg

Landrätin
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Satzun 

über Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz an Kreistags¬

abgeordnete, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie

ehrenamtlich Tätige des Landkreises Holzminden vom 09.12.2016

Gemäß §§ 10, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der
Kreistag des Landkreises Holzminden in seiner Sitzung am 09.12.2016 folgende Neufassung

der Satzung über Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz an Kreistagsabgeordnete,
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich Tätige des Landkreises Holzminden
beschlossen:

§ 1
Aufwandsentschädigung für Kreistagsabgeordnete

(1) Die Kreistagsabgeordneten erhalten eine Aufwandsentschädigung, die teils als
monatlicher Pauschalbetrag, teils als Sitzungsgeld gezahlt wird.

(2) Der monatliche Pauschalbetrag der Aufwandsentschädigung beträgt 200,00 €. Er wird
unabhängig vom Beginn und Ende der Tätigkeit für einen ganzen Monat gewährt. Die
Zahlung erfolgt jeweils zum 13. eines Monats.

(3) Das Sitzungsgeld beträgt 25,00 € je Sitzung. Dauert eine Sitzung länger als sechs

Stunden wird ein zweites Sitzungsgeld gezahlt. Finden mehrere Sitzungen an einem Tag
statt, die zusammen länger als sechs Stunden dauern, besteht ein Anspruch auf höchstens
zwei Sitzungsgelder. Das Sitzungsgeld wird auch gezahlt, wenn Kreistagsabgeordnete an
Sitzungen der Fraktionen / Gruppen, denen sie angehören, teilnehmen.

(4) Für die Teilnahme an Sitzungen und anderen Veranstaltungen sonstiger Gremien,
Arbeitsgruppen, Arbeitskreisen wird ein Sitzungsgeld nur gezahlt, sofern die Teilnahme auf
einen Beschluss des Kreistages oder des Kreisausschusses beruht oder von diesem
genehmigt worden ist und von anderer Seite hierfür keine Entschädigung gezahlt wird.
Gleiches gilt für die Sitzung von Gremien, in die Kreistagsmitglieder als Vertreterinnen und

Vertreter entsandt worden sind.

(5) Ist ein Kreistagsmitglied länger als einen Monat an der Ausübung ihrer/seiner Funktion
verhindert, ruht die Aufwandsentschädigung für die darüber hinausgehende Zeit mit 1/30 je
Tag. Der verbleibende Teil der Aufwandsentschädigung wird an die Stellvertreterin/den

Stellvertreter gezahlt. Ist ein Kreistagsmitglied länger als drei Monate an der Ausübung
ihrer/seiner Funktion verhindert, so ruht ihr/sein Anspruch auf Aufwandsentschädigung
gänzlich.
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§ 2
Besondere Aufwandsentschädigungen

(1) Als Aufwandsentschädigung für die Wahrnehmung besonderer Funktionen erhalten
monatlich:

a) die Fraktions- und die Gruppenvorsitzenden als Grundbetrag 250,00 €

b) die Fraktionsvorsitzenden je Fraktionsmitglied 8,00 €

c) Stellvertr. Landrätin/ stellvertr. Landrat je 150,00 €

d) die Beigeordneten des Kreisausschusses 100,00 €

(2) Diese Aufwandsentschädigung wird neben der Entschädigung nach § 1 gezahlt. Ist eine
stellv. Landrätin/ein stellv. Landrat zugleich Fraktionsvorsitzende/Fraktionsvorsitzender bzw.

Gruppenvorsitzende/Gruppenvorsitzender oder Beigeordnete/Beigeordneter, erhält sie/er die
Aufwandsentschädigung nur einmal nach dem höheren Betrag.
Ist eine Fraktionsvorsitzende/ein Fraktionsvorsitzender zugleich Gruppenvorsitzende/
Gruppenvorsitzender oder Beigeordnete/Beigeordneter, wird die Aufwandsentschädigung
ebenfalls nur einmal nach dem höheren Betrag gezahlt. Die Zahlung der besonderen

Aufwandsentschädigung gemäß § 2 Abs. 1 - b) erfolgt für Fraktions Vorsitzende davon
unabhängig.

(3) Ist ein Kreistagsmitglied länger als einen Monate an der Ausübung ihrer/seiner
besonderen Funktion verhindert, ruht die besondere Aufwandsentschädigung für die darüber

hinausgehende Zeit mit 1/30 je Tag. Der verbleibende Teil der besonderen
Aufwandsentschädigung wird an die Stellvertreterin/den Stellvertreter gezahlt. Ist ein
Kreistagsmitglied länger als drei Monate an der Ausübung ihrer/seiner besonderen Funktion
verhindert, so ruht ihr/sein Anspruch auf Aufwandsentschädigung gänzlich.

(4) Die/der Kreistagsvorsitzende sowie die Vorsitzenden der Fachausschüsse erhalten eine
zusätzliche Aufwandsentschädigung in Höhe von monatlich 50,00 €. Diese wird zusätzlich
neben der besonderen Aufwandsentschädigung gemäß § 2 Abs. 1 - d) gezahlt.
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§ 3
Verdienstausfallentschädigung

(1) Den Kreistagsabgeordneten wird neben der Entschädigung nach §§ 1 und 2
Verdienstausfall erstattet.
Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regelmäßigen

Arbeitszeit berechnet. Unselbständig Tätigen wird der entstandene und nachgewiesene
Verdienstausfall sowie selbständig Tätigen der Einnahmeausfall mit 20,00 € je Stunde und
höchstens 80,00 € je Sitzungstag ersetzt.

Kreistagsabgeordnete, die keine Ersatzansprüche geltend machen können, denen aber im

beruflichen ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, können einen
Pauschalstundensatz bis zu höchstens 10,00 € je Stunde und 40,00 € je Sitzungstag
erhalten.

(2) Kreistagsmitgliedern, die Rente, Pensionen oder sonstige Versorgungsleistungen
beziehen, wird eine Verdienstausfallentschädigung grundsätzlich nicht gewährt. Da on
ausgenommen sind Selbständige, die über das 65. Lebensjahr hinaus hauptberuflich tätig
sind. Eine Gewährung von Verdienstausfallentschädigung kann ausnahmsweise erfolgen,
wenn das Kreistagsmitglied den Nachweis erbringt, keine für den Lebensunterhalt

ausreichende Rente, Pension oder sonstige Versorgungsleistung zu erhalten.

(3) Die Entschädigung für den Verdienstausfall kann zur Vermeidung
versicherungsrechtlicher Nachteile auf Wunsch auch direkt an die Arbeitgeberin/den
Arbeitgeber überwiesen werden.

§ 4
Aufwand für Kinderbetreuung

(1) Kreistagsmitgliedern, die aufgrund der Ausübung ihres Mandats Dritte gegen Entgelt mit
der Betreuung ihrer Kinder beauftragen müssen, werden hierfür die nachgewiesenen Kosten

auf Antrag erstattet. Dieser Anspruch gilt bis zur Erreichung des 14. Lebensjahres der
Kinder.

(2) Als Höchstbetrag werden 10,00 € je angefangene Stunde festgesetzt.
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§ 5
Fahrkostenersatz und Reisekosten

(1) Fahrkosten der Kreistagsabgeordneten werden pauschaliert mit monatlichen
Durchschnittssätzen gezahlt, die sich nach der jeweiligen Entfernung, die das
Kreistagsmitglied von seinem Wohnort zum Sitz der Kreisverwaltung in 37603 Holzminden,

Bürgermeister-Schrader-Straße 24 zurückzulegen hat, richten. Dabei wird der Landkreis
Holzminden in die vier Zonen A, B, C und D eingeteilt:

Zone A: bis 5 km/Radius um das Kreishaus in 37603 Holzminden,
Bürgermeister-Schrader-Straße 24 herum

Zone B: über 5 km bis 10 km/Radius um das Kreishaus in 37603 Holzminden,
Bürgermeister-Schrader-Straße 24 herum

Zone C: über 10 km bis 25 km/Radius um das Kreishaus in 37603 Holzminden,

Bürgermeister-Schrader-Straße 24 herum

Zone D: über 25 km/Radius um das Kreishaus in 37603 Holzminden,
Bürgermeister-Schrader-Straße 24 herum

Die monatlichen Durchschnittssätze betragen für Kreistagsmitglieder

in der Zone A: 50,00 €

in der Zone B: 75,00 €

in der Zone C: 100,00 €

in der Zone D: 125,00 €

(2) Dienstreisen von Kreistagsabgeordneten nach einem Dienstort außerhalb des Kreises

werden nach den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes abgerechnet.
Sonstige Auslagen werden neben der Reisekostenvergütung nicht erstattet.

(3) Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich Tätige
erhalten bei Dienstreisen mit eigenem Kraftfahrzeug außerhalb des Kreisgebietes eine

Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,30 €/km. Der Landrat/Die Landrätin und
seine/ihre beiden Stellvertreter/Stellvertreterinnen erhalten bei Dienstreisen mit eigenem
Fahrzeug auch innerhalb des Kreisgebietes eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von
0,30 €/km. Im Kreistagsbüro wird dazu ein Fahrtenbuch ausgegeben. Das Fahrtenbuch ist
spätestens zum 31.10. des jeweiligen Haushaltsjahres dem Kreistagsbüro zur Abrechnung

vorzulegen.

(4) Für ehrenamtlich Tätige sind Dienstreisen innerhalb des Kreisgebietes mit der

Aufwandsentschädigung abgegolten.
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§ 6
Gewährung von finanziellen Zuwendungen an Fraktionen, die im Kreistag Holzminden

vertreten sind (Fraktionszuschuss)

(1) Zu den Aufwendungen, die den Fraktionen des Kreistages im Rahmen ihrer
Kreistagsarbeit entstehen, werden ihnen Zuschüsse gewährt. Diese betragen:

als jährlicher Sockelbetrag je Fraktion:

als zusätzlicher Betrag je Fraktionsmitglied:

1.500,00 €

250,00 €

(2) Über die Ver endung des Fraktionszuschusses ist ein Nachweis in einfacher Form zu
führen und dem Kreistagsbüro bis spätestens 31.01. des Folgejahres entsprechend § 1 Nr. 4
der Geschäftsordnung für den Kreistag, den Kreisausschuss, die Ausschüsse des Kreistages
und die nach besonderen Rechtsvorschriften gebildeten Ausschüsse des Landkreises

Holzminden vom 07.11 und 09.12.2016 vorzulegen.

(3) Der Fraktionszuschuss wird nach Vorlage des Verwendungsnachweises des Vorjahres
gezahlt. Die Fraktionen erhalten für jedes Haushaltsjahr einen Zahlungsbescheid. Die
Zahlung erfolgt auf Basis der Fraktionsstärke, welche am 01.01. des Haushaltsjahres, für

welches der Fraktionszuschuss beantragt wird, bestand.

§ 7
Aufwandsentschädigung für sonstige Ausschussmitglieder

(1) Mitglieder von Ausschüssen, die nicht Kreistagsabgeordnete sind, erhalten eine

Aufwandsentschädigung in Form eines Sitzungsgeldes. Das Sitzungsgeld beträgt 25,00 € je
Sitzung. § 1 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Daneben wird Verdienstausfall entsprechend
den für Kreistagsabgeordnete geltenden Bestimmungen gewährt.

(2) Die Entschädigung im Sinne von § 6 Absatz 1 wird nur gewährt, als die

Ausschussmitglieder nicht von dritter Stelle entschädigt werden.

§ 8
Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamte und Ehrenbeamtinnen

(1) Der Kreisbrandmeister/Die Kreisbrandmeisterin und deren Vertretungen erhalten

monatlich Aufwandsentschädigungen wie folgt:

a) Kreisbrandmeister/Kreisbrandmeisterin 640,00 €

b) stellv. Kreisbrandmeister/stell . Kreisbrandmeisterin 280,00 €

(2) § 9 Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß.

Amtsblatt Nr. 24 vom 28.12.2016                                    - 523 - 



§ 9
Ersatz der Auslagen und des Verdienstausfalls für ehrenamtliche Tätige

(1) Zur Abgeltung von Auslagen und Verdienstausfall ehrenamtlich Tätiger werden
monatliche Aufwandsentschädigungen in folgender Höhe gewährt:

a) für die Kreisbildstellenleiterin/den Kreisbildstellenleiter

b) für die Kreisjägermeisterin/ den Kreisjägermeister

c) für die Kreisheimatpflegerin/ den Kreisheimatpfleger
d) für die Kreis beauftragte/ den Kreis beauftragten für Naturschutz und

Landschaftspflege
e) für die Vorsitzende/ den Vorsitzenden der heimatkundlichen

Arbeitsgemeinschaft
für die Kreisausbildungsleiterin/  en Kreisausbildungsleiter der
Feuerwehr

9) für die Kreisjugendfeuerwehrwartin/den Kreisjugendfeuerwehrwart
h) für die stell . Kreisjugendwartin/den stell . Kreisjugendwart der

Feuerwehr

für die Kreisbrandschutzerzieherin/ den Kreisbrandschutzerzieher
j) für die stell . Kreisbrandschutzerzieherin/ den stellv.

Kreisbrandschutzerzieher
k) für die Kreisfrauensprecherin

•) für die stellv. Kreisfrauensprecherin

m) für die Kreisstabsführerin/ den Kreisstabsführer

n) für die Kreissicherheitsbeauftragte/ den Kreissicherheitsbeauftragten

°) für die Kreisausbilderin/ den Kreisausbilder

122.70 €

184,10 €

92.00 €

122.70 €

46.00  

160,00 €

120,00 €

50.00 €

60.00 €
10,00 €

60,00 €

10,00 €

20,00 €

46,00 €

35,80 €

(2) Die Entschädigungen werden unabhängig vom Beginn und Ende der Tätigkeit für einen
ganzen Monat gewährt.

(3) Ist der Empfänger/die Empfängerin länger als drei Monate an der Ausübung seiner/
ihrer Tätigkeit verhindert, ermäßigt sich die Entschädigung auf die Hälfte für die über 3

Monate hinausgehende Zeit; Erholungsurlaub wird nicht angerechnet. Der Vertreter/Die
Vertreterin erhält für die Zeit, die über 3 Monate hinausgeht, 3/4 der für den Vertretenen/die
Vertretene festgesetzten Entschädigung. Eine nach dieser Satzung an den Vertreter/die
Vertreterin zu zahlende Entschädigung ist anzurechnen.

(4) Neben der nach Absatz 1 gewährten Entschädigung erhalten die Angehörigen der
Feuerwehr Ersatz

a) für den durch die Teilnahme an Einsätzen und Übungen nachweislich
entstandenen Verdienstausfall, gemäß § 12 Abs. 1, 2 und 4 bis 6 Niedersächsisches

Brandschutzgesetz.

b) für den bei Dienstreisen nach Orten außerhalb des Landkreises zur Teilnahme an
Lehrgängen der Landesfeuerwehrschule, feuerwehrtechnischen Fachtagungen und
sonstigen Ausbildungsveranstaltungen nachweislich entstandenen Verdienstausfall,
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wenn die einzelne Dienstreise durch die Landrätin/den Landrat oder ihre allgemeine

Vertreterin/ihren allgemeinen Vertreter genehmigt wurde. Die Vorschriften des
Bundesreisekostengesetzes für Ehrenbeamte/Ehrenbeamtinnen sind anzuwenden.

(5) Die Regelungen des § 3 Abs. 1 Sätze 4 und 5 gelten für Angehörige der Feuerwehr
entsprechend.

(6) Soweit Angehörige der Feuerwehr im Katastrophenschutz des Landkreises Holzminden
tätig sind, werden ihnen wegen der besonderen Dienstleistungen Entschädigungen nach
Maßgabe der Anlage zu dieser Satzung gewährt.

Die Entschädigungen nach dieser Satzung werden mit Ausnahme der Sitzungs¬
gelder monatlich nachträglich gezahlt. Über Zweifelsfäile bezüglich der Auslegung und

Anwendung dieser Satzung entscheidet der Kreisausschuss.

Diese Satzung tritt nebst ihrer Anlage zu § 9 Absatz 5 mit dem Tage ihrer Bekanntmachung

in Kraft. Gleichzeitig werden die bis dahin geltende Satzung über Aufwandsentschädigung
und Auslagenersatz an Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie
ehrenamtlich Tätige des Landkreises Holzminden sowie die zugehörigen Satzungen und
Änderungssatzungen zur Änderung nebst Anlagen außer Kraft gesetzt.

Holzminden, 23.12.2016

§ 10
Allgemeines

§ 11
Inkrafttreten

LANDKREIS HOLZMINDEN

Angela Schürzeberg

Landrätin
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Anlage

zu § 9 Abs. 5 der Satzung über Aufwandsentschädigung und
Auslagenersatz an Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamtinnen und

Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich Tätige des Landkreises Holzminden

Den im Katastrophenschutz des Landkreises Holzminden tätigen Feuerwehrmännern und
Feuerwehrfrauen (Sammelbegriff) werden wegen ihrer besonderen Dienstleistungen
Entschädigungen gewährt, und zwar für

a) Aufwand als Führungskraft, b) zusätzliche Verpflegungskosten, c) Fahrkosten
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen:

Entschädigung für Aufwand als Führungskraft
Den Führungskräften wird für ihren besonderen Aufwand eine Entschädigung gezahlt. Diese
Entschädigung beträgt monatlich für:

Führer/Führerin der Kreisfeuerwehrbereitschaft 60,00 €

Stellv. Führer/Führerin der Kreisfeuerwehrbereitschaft 50,00 €

Bereitschaftsführer/innen-Stell ertreter/innen 50,00 €

Zugführer/Zugführerinnen 40,00 €

Kreisausbilder/ Kreisausbilderinnen 50,00 €

Zugführer/Zugführerinnen in nicht selbständigen
Zügen und Gruppenführer/ Gruppenführerinnen der Einrichtungen und 20,00 €
Einheiten der Führung

Die Entschädigung der Führungskräfte wird um 25 % gekürzt, wenn die vorgeschriebenen
Ausbildungslehrgänge nicht nachgewiesen sind.

Entschädigung für zusätzliche Verpflegung

Die Feuerwehrmänner und -frauen erhalten für ihren besonderen Aufwand für zusätzliche
Verpflegung eine Entschädigung. Die Entschädigung beträgt für jeden als
entschädigungsfähig genehmigten Dienst

bei 3 - 5 Stunden Dauer 3,00 €

bei 5 - 9 Stunden Dauer 4,00 €

bei 9-12 Stunden Dauer 5,00 €

bei mehr als 12 Stunden Dauer 8,00 €

Ersatz von Fahrkosten

Für dienstlich angeordnete notwendige Fahrten zwischen Wohnung und

Dienstleistungsstätte wird den Feuerwehrmännern und -frauen eine
Fahrkostenentschädigung nach den reisekostenrechtlichen Bestimmungen gewährt.
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